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Berlin den 23, Febr. Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Die Wahl des Direttors des ſtatiſtiſchen Büreaus und Profeſſors, Geheimen Ober- 
1 egierungs⸗Raths Dr. Dieteriei hierſelbſt, zum ordentlichen Mitgliede der phi⸗ 
bſophiſch hiſioriſchen Klaſſe der Akademie der Wiſſenſchaften zu bejtätigen. 


Se. Hoheit der Herzog Wilhelm von Mecklenburg⸗Schwerin iſt nach 
chwerin, und Se. Erlaucht der Graf Heinrich von Schoͤnburg⸗Glau⸗ 
au, nach Guſow abgereiſt. 

Hatten wir bis jetzt Anſtand genommen, die erſten Eindrücke, welche 
ch über die neuen ſtändiſchen Geſetze in der Deutſchen Preſſe kundgaben, zuſam⸗ 

menzufaſſen, weil dieſelben noch immer nicht vollſtändig waren: ſo fällt nunmehr, 
wo eine zweite Phaſe der Beurtheilung, die Zergliederung der Geſetze und die 
a ütdigung ihrer Einzelheiten, beginnt, jene Rückſicht weg, und wir beeilen uns 
um ſo mehr, der Pflicht eines gewiſſenhaften Berichterſtatters Genüge zu leiſten, 
als auch ein kleiner Verzug dieſer Pflicht Eintrag thun könnte. 

Faſſen wir alſo unſer Urtheil über die erſten Eindrücke, wie fie ſich in Bezug 

auf das Geſetz vom 3. Februar durch die Preſſe kundgegeben, in Kürze zuſammen, 
bann es nur dahin gehen, daß dieſelben durchgängig eine Anerkennung des 
ſſedes und eine frohe Dankesäußerung gegen den Königlichen Gebieter ſind. 
es haben die Rheinländiſchen Blätter, an ihrer Spitze die „Kölniſche Zeitung“; 
es haben die Blätter der Hauptſtadt und der öſtlichen Provinzen des Staats; 
dies haben, in gerechter Würdigung der Bedeutſamkeit, welche die neue Schöpfung 
c das geſammte Deutſchland haben wird, auch die Blätter des Nichtpreußiſchen 
Vaterlandes ausgeſprochen. 
Eben ſo hoch aber, wie die freudige Darbringung dieſes Dankes und die 
ungetheilte Anerkennung des großen Geſetzes, iſt auch der Ernſt anzuſchlagen, den 
ie Deutſche Preſſe in der Beſprechung der wichtigen Angelegenheit obwalten läßt. 

u kann es nur loben, daß fie ſich Zeit genommen, daß ſie bemüht geweſen, 

ſowöh in die Tiefen des Geſetzes einzudringen, als ſeinen Umfang zu umſpan⸗ 
EN ehe ſie ein Wort der Kritik laut werden ließ. Denn das muß Jeder, und 
wäre er mit dem Inhalt des neuen Geſetzes im Widerſpruche, das muß er zugeben, 
daß daſſelbe nicht mit gewöhnlichem Maßſtabe zu meſſen iſt, und daß es mehr als 
bloßer Geſetzeskenntuiß, daß es der Kenntniß unſeres Staatsorganismus und ſei— 
ner Entwickelung, wie überhaupt umfaſſender Staatsmänniſcher Bildung, bedarf, 
um es gerecht und unparteiiſch, um es politiſch würdigen zu können. 

Nichts deſtoweniger kann es nicht unſere Anſicht und unſer Wunſch ſein, daß 

i Vorſicht, die wir bei der Beſprechung dieſer nationalen Angelegenheit für noth⸗ 
wendig halten, etwa bis zu einem gänzlichen Schweigen ausgedehnt werde, obgleich 
wir nicht in Abrede ſtellen, daß die Aachener Zeitung auf gutem Grund fußt, 
wenn ſie behauptet, die Zeit der Zuſammenberufung des vereinigten Landtags 

e zu nahe bevor, als daß es nicht wohlgethan ſei, das Urtheil über denſelben 
Ru den Aeußerungen feiner Wirkſamkeit abhängig zu machen. Immerhin 
ban wie geſagt, möge ſich auch jetzt ſchon die öffentliche Meinung ausſprechen; 
n da ſie es, nach den bisher laut gewordenen Kundgebungen und im eigentli⸗ 
* Juttreſſe ihrer Würde, nur auf ehrenvolle Weiſe thun wird, ſo iſt kaum zu 
fürchten, daß Grtreme) oder noch mehr ſolcher Broſchüren, wie die bei Otto 
igand erſchienene, die in der That den geſetzmaͤßigen Boden verlaſſen hat, 
Vorſchein kommen werden. 
l die Wirkſamkeit der Preſſe, und namentlich der Tagespreſſe, in dieſer 
beuenheit wirklich fruchtbringend ſein, ſo iſt es durchaus nothwendig, daß ſie 
n Hoden des gültigen Geſetzes bleibe, daß fie ſich nicht in's Reich der 
e berljere, die, wie die Allg. Prß. Zeitung richtig bemerkt, mit der Wirk⸗ 
und dem in unſerm Staatsleben Möglichen nichts zu thun haben. Vor 


0 
len Dingen iſt feſt zu halten, was das Geſez vom 3. Februar gewährt hat; es 
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iſt die Form auszufüllen, und ihr ein würdiger Inhalt zu geben. Erſt wenn 
dies geſchehen — und dazu wird edles und raſtloſes Streben nöthig fein — erſt 
dann kann mit Recht und Fug der Blick weiter gerichtet werden. Das iſt der Sinn 
eines rechtmäßigen, eines geſetzmäßigen Fortſchritts. Einem ſolchen Fortſchritt 
gehört die Zukunft, und ihm wird keine Hemmung entgegentreten. Wie ſehr ein 
ſolcher Fortſchritt von der Preußiſchen Regierung ſelbſt gefördert wird, das zeigen 
alle ihre Handlungen, das zeigt recht beſonders eben das Geſetz vom 3. Februar. 
In dieſem Sinne hat dies Geſetz keinen Abſchluß, der jede Weiterbildung unmög⸗ 
lich machte. N 

Was vermieden werden muß, das iſt ein ungezügeltes Drängen und Fordern, 
welches noch nie eine heilſame Entwickelung zu Wege gebracht; ein Vorgreifen in 
die Zukunft, welches die Gegenwart plötzlich zu einer fernen Vergangenheit machen; 
ein Ueberſchreiten auf einen Boden, zu dem die Verbindungsbrücke fehlen würde. 

Doch ſolche Beſorgniſſe finden auf das Preußiſche Parlament keine Anwendung. 
Eine Verſammlung von mehr als 600 Männern, welche die bedeutendſten Geiſter 
in ſich vereinigt, durchgebildete, mit den Vethältniſſen und den Bedürfniſſen des 
Volkes bekannte, Männer, eine ſolche Verſammlung kann nur in einem wahrhaft 
geſetz- und verfaſſungsmäßigen Wirken ihren Ruhm und ihre Ehre ſuchen. In 
dieſem Beſtreben wird auch die Preſſe, ſo viel es nur in ihrer Macht liegt, ſie 
unterſtützen, und wenn je in ihr Stimmen im Sinne des Extrems, im Sinne 
des Radikalismus laut werden, und die Vertreter des Volks von dem Wege der 
Beſonnenheit und der Geſetzmäßigkeit abzubringen bemüht ſein ſollten, derjenige 
Theil der Preſſe, welcher auch bisher, wenn mit Konſequenz, doch mit Beſonnen⸗ 
heit, den geſetzmaßigen Fortſchritt verfolgte, wird immer bereit fein, ſolche Ueber⸗ 
griffe in ihre Grenzen zurückzuweiſen. 

Täuſchen wir uns nicht, ſo iſt dies auch die Anſicht derjenigen Organe der 
Deutſchen Preſſe, welche als der Ausdruck der öffentlichen Meinung gelten dürfen. 
Ohne dem Partei- und Coterieweſen die Hand zu bieten, erblicken fie in dem Ge⸗ 
ſetz vom 3. Februar ein Ereigniß, das, mehr noch als jene Schöpfung, wodurch 
Preußen ſo unendlich viel zur Einheit und Deutſchheit Deutſchlands beigetragen, 
auf die Entwickelung des Geſammtvatertandes im Innern wie nach Außen hin den 
mächtigſten Einfluß üben wird. 

In unſern folgenden Betrachtungen wollen wir prüfen, wie die Beſtimmungen 
des Geſetzes dieſe Vorausſicht wahr zu machen geeignet ſind. (Sp. Ztg.) 


Berlin den 21. Febr. (Allg. Pr. Ztg.) Die Beſtimmungen der Geſetze 
vom 3. Februar d. J. in Bezug auf das Petitions- und Beſchwerderecht 
werden vielfach anerkannt und vielfach angegriffen. 
Anerkannt wird das Geſetz, ſofern jetzt auch die allgemeinen Bitten und Be⸗ 
ſchwerden des Landes in legaler Art durch ein gewichtiges ſtändiſches Organ vor 
den Thron gelangen können. 
Angegriffen wird es, weil man das Petitionsrecht, welches dem Vereinigten 
Landtage und dem Vereinigten Ausſchuß zuſteht, noch als zu beſchränkt betrachtet. 
Man hebt hervor: 
1) daß die organiſche Verbindung der ſtändiſchen Vertreter 
mit den Ständen ſelbſt abgeſchnitten werde: weil die Letzteren 
weder Inſtruktionen noch Aufträge ertheilen (g. 19. der Verordnung vom 
3. Februar d. J. über die Bildung des Vereinigten Landtages), und weil 
Bitten und Beſchwerden von Anderen, als Mitgliedern des Vereinigten 
Landtages weder angebracht, noch zugelaſſen werden dürfen ($. 20. ib. ), 
daß die Petitionen des Vereinigten Landtages zu ſchwer 
vor den Thron gelangen: weil dazu nicht nur eine Stimmenmehr⸗ 
heit von 3, ſondern auch noch eine Stimmenmehrheit von z in zwei abge⸗ 
ſonderten Verſammlungen noͤthig ſei. 

Ehe wir aber auf dieſe zwei Punkte eingehen, müſſen wir die Vergleichung 

der Formen, unter denen der Vereinigte Landtag ſein Petitionsrecht übt, mit den 

Formen des provinzialſtändiſchen Petitionsrechtes abweiſen. Man hat aus dieſer 


2) 
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Vergleichung geſchloſſen, daß das Petitionsrecht des Landtages zu geringeren Re⸗ 
ſultaten führen müſſe, als das Petitionsrecht der Provinzial⸗Stände, weil die 
Formen des erſteren enger ſeien; ſerner, daß das bisherige, ſeit 1823 beſtehende 
Recht der Provinzial⸗Stände durch das neue Geſetz beeinträchtigt werde. 

Ein formeller Unterſchied zwiſchen dem Petitionsrechte der Provinzial⸗Stände 
und dem des Vereinigten Landtags iſt vorhanden, aber auch nur einer, der näm⸗ 
lich, daß die einzelnen Stände ihren Abgeordneten zum Provinzial⸗Landtage zwar 
auch keine bindenden Inſtruktionen ertheilen, wohl aber ſie beauftragen können, 
Bitten und Beſchwerden anzubringen (pergl. das Geſetz wegen Anordn. der Pro⸗ 
vinzial⸗Stände für die Mark Brandenburg und das Markgrafthum Niederlauſitz 
vom 1. Juli 1823 86. 49— 5%). Dies Recht ſteht den einzelnen Ständen in 
Bezug auf ihre Abgeordneten zum Vereinigten Landtage nicht zu. Sonſt waltet 
zwiſchen dem Verhältniß der Provinzial⸗Stände zu den Kommunen, Kreisſtänden 
und Corporationen und dem des Vereinigten Landtages zu dieſen nicht der min⸗ 
deſte Unterſchied ob. Man darf aber fürs erſte die Form der verſchiedenen Pe⸗ 
titionsrechte nicht gegen einander abſchätzen, ehe man den Inhalt und den 
Werth derſelben gewürdigt hat. 
rechts beſchränkt ſich auf einzelne und provinzielle Bitten und Beſchwerden; der 
Inhalt des Petitionsrechts des Vereinigten Landtages umfaßt alle und die allge⸗ 
meinen, das Wohl des ganzen Landes betreffenden Fragen. Den Provinzial⸗ 
Ständen iſt auch in Bezug auf das Petitionsrecht jede Verbindung unter ein⸗ 
ander unterſagt; der Vereinigte Landtag geſtattet nicht nur die Verbindung, 
ſondern iſt ſogar eine totale Vereinigung. Der Inhalt und der Werth der beiden 
Petltionsrechte ſind demnach ganz verſchleden; der oben angewandte Maßſtab, 
welcher aus der Form genommen wurde, paßt alſo nicht. 

Zum anderen beruht es auf einem Irrthum, wenn man behauptet, daß das 
Petitionsrecht der Provinzial⸗Stände durch das neue Geſetz geſchmälert werde. 
Die Probinzial⸗Stände haben nach den ſeit 1823 beſtehenden Geſetzen das Recht 
ſolcher „Bitten und Beſchwerden, welche aus dem beſonderen Intereſſe der 
Provinzen und det mit ihnen verbundenen einzelnen Theile hervotgehen.“ Sind 
fie hierüber hinauegegangen, jo geſchah dies ohne geſetzliche Befugniß, und wenn 
Petitionen dieſer Art nicht immer die Ablehnung wegen Inkompetenz erfuhren, ſo 
mag der Grund darin gelegen haben, daß die Regierung es, wegen des Mangels 
eines Central⸗Otgans für ſolche Bitten, in geeigneten Fällen mit dem Kompetenz⸗ 
punkte nicht allzu ſcharf nehmen mochte. Gegenwärtig, da dieſer Grund wegge⸗ 
fallen, werden die Provinzial⸗Stände um ſo ſtrenger bei dem ihnen von Aufang 
an geſtatteten Rechte ſtehen bleiben müſſen, da jeder Uebergriff die Rechte des 
Vereinigten Landtages und des Vereinigten Ausſchuſſes ſchmälern würde. Hier⸗ 
über gebührt wahrlich keine Klage, am wenigſten denen, welche früher dle Noth⸗ 
wendigteit einer Central⸗Vetſammlung damit zu erwelſen ſuchten, daß fie eine ſorche 
als das einzig richtige Mittel bezeichneten, um dem Uebelſtand inkompetenter Peti⸗ 
tionen abzuhelfen. 

An dem Rechte der Provinzial⸗Stände in den Petitionen iſt alſo, wie in al⸗ 
len ihren anderen Rechten, durch die Geſetze vom 3. Februar c. nicht das Min⸗ 
deſte geändert; Uebergriffe über dies Recht hinaus zurückzuweiſen, ſtand der Re⸗ 
gierung vor jenen Geſetzen gerade fo zu, wie gegenwärtig, und wenn eine ſolche 
Zurückweiſung durch die Bildung einer Central-Verſammlung auch jeden letzten 
Schein einer Unbilligkeit gänzlich verloren hat, ſo haben wir mit ſolchen, denen 
dies unwillkommen iſt, nicht zu rechten. 

Die Frage richtet ſich indeß eigentlich dahin, welches ſind die Motive, 
aus denen die Form des Petitionstechtes ſo und nicht anders 
im Geſetz vom 3. Februar beſtimmt wurde. Nun kennen wir zwar 
die Motive des Geſetzgebers nicht, wir wollen aber auf einige hinweiſen, welche 
ſich unferes Erachtens aus dem Geſetze ſelbſt ergeben, und gehen ſomit auf die 
beiden oben angeführten Streitpunkte über. 

Indem wir den erſten Streitpunkt über die gg. 19. und 20. des Ge⸗ 
ſetzes vom 3. Februar aufnehmen, müſſen wir in Bezug auf §. 19. daran vor 
Allem erinnern, welch' ein großer Unterſchied zwiſchen der Ertheilung von Inſtruk⸗ 
tionen und von Auftragen zu Bitten und Beſchwerden beſteht. 

Wenn die Stände Inſtruktlonen ertheilen könnten, fo würden ihre Abgeordne⸗ 
ten nicht als freie Mitglieder der Verſammlung, ſondern nur als Beauftragte der 
Majorität ihrer Wähler auf den Landtagen erſcheinen. Die Abgeordneten würden 
nicht, wie es jetzt bei uns der Fall iſt, ſobald fie gewählt find, in einen geſetzlich 
beſtimmten Kreis von Rechten und Pflichten eintreten, ſondern müßten ihre wech⸗ 
ſelnden Verhaltungs⸗Maßregeln von der Maſorität der Wähler empfangen. 

Hierin würde für das, was Noth thut, das entſchiedenſte Hinderniß liegen. 
Zweierlei müßte vermittelt werden; die Fürſorge für die Intereſſen einzelner Lan⸗ 
destheile und Wahlbezirke, und auf dem Prodinzial-Landtage, wie auf dem Ver. 
einigten Landtage, der feiere Standpunkt, auf dem man, um des Wohles des 
Ganzen willen, dort der Provinz, hier der Monarchie, von den Sonderinter⸗ 
eſſen abzuſehen vermag. Jedes ſtändiſche Mitglied bringt für die Jutereſſen ſei⸗ 
nes Wahlbezirks, mit denen die ſeinigen vrtwachſen ſind, ein volles Herz in die 
Verſammlung mit. Darin finden die Sondetinttreſſen die ihnen gebührende Ga⸗ 
tantle; jedes ſtändiſche Mitglied muß aber zugleich ſo geſtellt fein, daß dieſe Ga⸗ 
rantle ihm nicht zut Feſſel werde, welche ihn hindert, der beſſeren Ueberzeugung 
zu folgen und das Sondetintereſſe vor dem zürlckketen zu laſſen, was dem Lande 
frommt. Eine bindende Inſtruktion iſt eine ſolche Feſſel, die, wie auf dem Pro⸗ 
Linzial⸗Landtage, ſo ganz vorzugsweiſc auf dem Vereinigten audtage jeden heil⸗ 
ſamen Entſchluß hemmen würde. Gilt dies mehr oder minder für jede Central⸗ 


Der Inhalt des provinzialftändifchen Petitions⸗ 


Verſammlung, ſo hat es verſtärkte Kraft da, wo, wie bei uns, die Mitglieder 
mit ihren Intereſſen in ihren Wahlbezirken wurzeln und das Land aus zum Theil 
ſehr verſchiedenen Gebieten mit ſehr verſchiedenen Intereſſen zuſammengeſetzt iſt. 
— 8 Ip» und ein kräftiges 1 der wird keine Central-Ver⸗ 
ammlung wollen, die, bei bindenden Inſtruktionen onder⸗ + 
ſchwächt, über den heimiſchen Heerd das 1 en u 

Unſere provinzialſtändiſche Geſetzgebung erkennt freilich an, daß es den ein⸗ 
zelnen Ständen frei ſtehe, ihre Abgeordneten zu beauftragen, Bitten und Be⸗ 
ſchwerden anzubringen. Dieſes Recht ſteht den einzelnen Ständen, dem Verei⸗ 
nigten Landtage gegenüber, nicht zu, aus dem einfachen Grunde weil dies Recht 
den Sinn, den es für die Provinzial⸗Stände hat, für den Berefnigten Landtag 
nicht haben würde. — 

Dieſe Aufträge werden ſich nämlich nach Sinn und Abſicht des Geſetzes nur 
auf ſpezielle örtliche oder provinzielle Verhältniſſe beziehen, welche, zumeiſt mate⸗ 
riellen Inhalts, unmittelbar in das Wohl und Weh eines Standes, einer Kom- 


mune eingreifen und der Art ſein werden, daß ſie, mehr oder minder vollſtändig 


in dem Geſichtskreis der Wähler liegend, durch die Unterſtützun 

Bedeutung erhalten. Es kann alſo unter Umſtänden ng Db dne 
und der Regierung von Wichtigkeit ſein, nicht blos den einzelnen Vertreter, ſon⸗ 
dern unmittelbar die Meinung ſeiner Wähler zu hören. Auf dem Vereinigten 
Landtag dagegen handelt es ſich um große allgemeine Fragen, Fragen des ganzen 
re For die Nas dieſes oder jenes einzelnen Wahlbezirks die Bedeu⸗ 
ung verliert, und für welche die Löſung nicht von dei i 

vor der Debatte, ſondern erſt durch dieſe in der ee 
Der Standpunkt der Central-Verſammlung ſteht jo hoch, daß die Spezial⸗Inter⸗ 
eſſen, auf welche jene Aufträge ſich beziehen könnten, bei weitem nicht hinaufrei⸗ 
chen und die Geltung, die ihnen ſchuldig iſt, und die ihnen auf dem Provinzial 
91 nicht fehlen wird, ihnen auf dem Vereinigten Landtage nicht werden 
Önnte. 

Wenn bei dem Vereinigten Landtage ſelbſt nach §. 20. Bitten und Beſchwer⸗ 
den nur von ſeinen Mitgliedern angebracht werden dürfen, ſo ſteht dies in genauer 
Ueberſtimmung mit dem, was für die Provinzial⸗Landtage gilt, und findet eben 
dadurch ſeine volle Rechtfertigung. Was ſelbſt für die Provinzial: Landtage nicht 
angeordnet it, und wofür ſich bei dieſen ein Bedürfniß nach zwanzigjähriger Er⸗ 
fahrung nicht gezeigt hat, dafür fehlt ein ſolches in erhöhtem Maße bei dem Ver⸗ 
einigten Landtage, zu deſſen Beſtimmung die Anträge einzelner Corporationen fer» 
ner ſtehen, als zu der des Provinzial⸗Landtages. Die Uebereinſtimmung in den 
betreffenden Vorſchriften für die Provinzial⸗Landtage und denen für den Vereinig⸗ 
ten Landtag ergiebt ſich aus einer Vergleichung. Ein Zweifel, aber ein unbe⸗ 
deündeter, könnte nut entſtehen wegen der Bitten Einzelner. Mit individuellen 
Bitten und Beſchwerden, d. h. mit denen, welche einzelne Individuen als ſolche 
anbringen, foll ſich indeß auch der Provinzial⸗Landtag nicht befaſſen, er fol fie 
ſofort dahin, wohin ſie gehören, verweiſen, und wenn die Worte der Frbolnglalſtün⸗ 
diſchen Geſetze in dieſem Punkte hin und wieder mißverſtanden worden find, fo 
hat das Geſetz vom 3. Februar €. darüber offenbar nur jedes Schwanken beſelligen 
ih ahnliche Miß berſtändniſſe in Bezug auf den Vereinigten Landtag abſchneiden 
wollen. 

Diejenigen aber, welche, wenn ſie auch die Nothwendigkeit der beſprochenen 
Beſtimmungen um der angegebenen Gründe willen erkennen, dieſe Nothwendigkeit 
beklagen, weil fie beſorgen, das Petitionsrecht werde darunter leiden, können ſich 
nach unſerer Ueberzeugung beruhigen. 8 

Durch das Geſetz iſt kein Gegenſtand, welcher die innere Angelegenheit des 
Landes betrifft, von dem Petitionsrechte des Vereinigten Landtags ausgeſchloſſen; 
es iſt jedem Mitgliede deſſelben unverwehrt, jede Petition anzubringen, die es 
mit feinem Gewiſſen vereinigen kann; freilich iſt es dabei mehr auf das Gewicht 
der guten Gründe für ſeine Sache angewieſen, als auf andere Unterſtützung. 
Aber dies kann nur erſprießlich ſein, denn es deutete immer auf mitwirkende Par⸗ 
tei-Anſicht, wenn, was bei uns nicht möglich iſt, eine Petition blos dadurch 
daß eine numeriſche Maſſe dahinter ſtünde, großes Gewicht erhalten könnte. Gere 
ner iſt es nicht wohl denkbar, daß unter mehr als 600 Mitgliedern kein einiges 
ſich finden ſollte, das es auf ſich nähme, eine Bitte oder Beſchwerde anzubringen 
welche in der That mit einem wahren Bedürfniß des Landes in Verbindung ſteht. 
Die Mitglieder des Vereinigten Landtages haben überdies die ſicherſte Grundlage 
eines allgemeinen politiſchen Urtheils, die genaue Kenntniß nämlich von den Zu⸗ 
ſtänden und Wünſchen der Provinz, weil ſie dafür auf den Kreis- und Provin⸗ 
zial⸗Landtagen die beſte Schule haben, ſie müſſen aber auch die allgemeinen Fragen 
fennen und wiſſen, wie ſich dieſelben im Denken der Propinz wiederſpiegeln 
denn fie gehören zu den Tüͤchtigſten Landes. Wären fie aber nicht die Tüchtigſten, | 
fo läge die Schuld au den wählenden Ständen, nicht an dem Geſetze. Freilich 
der Einwand ift vorhanden, der Kreis der Wählbaren ſei zu klein, um die wahre 
Intelligenz zu verſammeln. Einmal aber geben wir dies nicht zu, denn der Wähle 
baren find bei uns verhältnißmäßig zu der Einwohnerzahl mehr als in Frankreich 
und in England; und wenn wir es, was nicht der Fall iſt, theoretiſch zugeben 
müßten, fo würde uns das Leben und die Thatsache Lügen ſnafen. Denn wir 
haben auf den Provinzial⸗Landtagen ſowohl in der provinziellen, als in den allge⸗ 
meinen Fragen, welche die Verſammlungen vor ſich gezogen, die Intelligenz und 
die lebendige Theilnahme der Nation an der Beſprechung nicht angeln ſehen. 

Der zweite Haußtvorwurf, daß die Petitionen zu ſchwer vor den 
Thron gelangen, wird ſich kuͤrzer beantworten laſſen. 
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Baunächſt tft das Erforderniß einer Majorität von 2 Stimmen, das auch auf 
den Provinzial⸗Landtagen verfaſſungsmäßige, und ein Anſchluß an daſſelbe war 
ſolgerichtig geboten. Eine Beſorgniß aber, daß wahrhaft erſprießliche und den 

egründeten Intereſſen der Nation entſprechende Petitionen um dieſes Erfordeniſ— 
willen nicht an den Thron gelangen würden, iſt wahrlich nicht zu hegen. Pe⸗ 
tionen dieſer Art tann in einer ſolchen Verſammlung ein günſtiges Geſchick nicht 
fehlen. Aber auch in dieſer Frage berufen wir uns ſicher auf die Erfahrung. Iſt 
die Zahl der Petitionen, welche auf den Provinzial⸗Landtagen die nöthige Maſo⸗ 
zität von 2 ethalten haben, etwa gering? Sie beträgt für die Landtage des Jah⸗ 
res 1 5 die Zahl von 377, und die Behauptung möchte ſich nicht beſtteiten 
laſſen, daß, wenn allen dieſen Petitionen hätte nachgegeben werden ſollen, die 
Regierung des Landes unmöglich geworden fein und unter ähnlichen Verhaltniſſen 
jedwede Regierung jedweden Landes unmöglich werden würde. Iſt aber für das 
ctitionsrecht das Erfoͤrderniß der 2 Stimmen auf den Prvvinzial⸗Landtagen kein 
uderniß geweſen, ſo iſt nicht abzuſehen, weshalb es ein ſolches auf dem Verei⸗ 
nigten Landtage werden ſollte. Da ttitt uns freilich das Bedenken deret eutgegen, 
welche hervorheben, daß es auf jene Majorltät in zwei Verſammlungen ankomme. 
Zunächſt iſt hier in Hinſicht auf dieſe Weiſe, in welcher dies Bedenken hin 

und wieder gemacht worden, wohl zu erwägen, daß zwiſchen den beiden Verſamm⸗ 
lungen des Landtags, wenn ſie ſich zu ſolchen trennen, volle Gegenſeitigkeit ſtatt⸗ 
det. Auch die Petitionen der Verſammlung des Herrenſtandes haben ihre Prü— 
ug in der der Abgeordneten zu beſtehen. Wenn nun aber gerade von der Ver⸗ 
aumlung des Herrenſtandes ein Hemmniß für das Petitionsrecht beſorgt worden 
„ denn auch dahin find in einzelnen Blättern Andeutungen gegangen, — 
ſo fragen wir, und wohl mit vollem Rechte, woher man zu einer Verdächtigung 
gegen dieſe Mitglieder des Landtags den ſcheinbaren Grund nehmen wolle. Die 

Selbſiſtandigteit der Stellung ihrer Mitglieder ift eine Gewähr meht fur ihre Un⸗ 

gigkeit nach allen Seiten hin in wichtigen Fragen des Landes; es iſt in der 
at ganz undenkbar, daß ihre Mitglieder ſich bei Bitten, welche wahrhaft das 

Wohl des Landes bezwecken, zwiſchen die Verſammlung der Abgeordneten und den 
Thron ſtellen ſollten, und die gemeinſame Liebe für den König und das Vater⸗ 
land wird, wenn es darauf ankommt „für dieſe theuerſten Jutereſſen einzuſtehen, 
beide Verſammlungen denſelben Weg führen. a 

Berlin, den 24. Febr. (Allg. Pr. Ztg.) Die Hande- und Spener⸗ 
ſche Zeitung vom 17ten d. M. enthält einen aus der Düſſeldorfer Zei: 
tung entlehnten Artikel über die Angelegenheit des aus dem Offtzierſtande entfern⸗ 

Herrn Korff, wonach, unter Bezugnahme auf das neue Militair⸗ Strafrecht, 
die Verpflichtung des ꝛc. Korff zum Weiterdienen als Gemeiner in Zweifel geſtellt 
wird. Dieſe Zweifel finden in den beſtehenden Geſetzen ihre Erledigung. Nicht 

erſt neuerdings, ſondern bereits durch eine Allerhöchſte Kabinets- Ordre vom 24. 

Januar 1817 iſt beſtimmt; daß die Entfernung aus dem Ofſtzierſtande, wenn 
det zu dieſet Strafe Verurthellte ſich im landwehrpflichtigen Alter befindet, die 
Wieplicpe Verbindlichkeit zum Dienft in der Landwehr nicht aufheben, ſondern den 

itt des Verurtheilten bei der Landwehr als Wehrmaun zur Folge haben ſoll. 
wa ale Beſtimmung hat durch die neuen Militair⸗Sttafgeſetze keine Aen⸗ 

ung erlitten, indem dort als geſetzliche Folge der Entfernung aus dem Offizier⸗ 
tande der Verluſt des Offizier-Titels und der durch den Dienſt erworbenen An- 

Prüche, ſo wie die Unfähigkeit der Wiederauſtellung als Offizier, keinesweges aber 
die gänzliche Entlaſſung aus dem Militair- Verhältniß angegeben iſt. Hieraus 
digt von ſelbſt die Berechtigung zu der angeblich auf Befehl des General Kom: 

do's des 7ten Armee-Corps an den ꝛc. Korff — nachdem er aus dem Offizier⸗ 

a ande in die Reihe der Wehrmanner getreten war — von feinem bisherigen Ba⸗ 

dns⸗Commandeur gerichteten Frage, „wo er feinen ferneren Aufenthalt zu neh⸗ 
zur dg uke?“ da bekauntlich jeder aus dem aktiven Dienſt beim ſtehenden Heere 
halten * oder zur Landwehr übertretende Soldat den Ort, wo er ſich aufzu⸗ 
vorſch gedenkt, ſeinem bisherigen Befehlshaber namhaft machen muß, damit die 

riftsmaßige Ueberweiſung an das betreffende Landwehr-⸗Vataillon erfolgen und 
er Reſeroiſt oder Landwehrmann hinſichtlich der ihm obliegenden Meldung bei 

Landweht⸗Behörde kontrollitt werden kann. 

Uebrigens ſind die in jenem Artikel erwähnten drei Offiziere des Bielefelder 

andwehr Bataillons nicht zu Gemeinen degradirt, ſondern aus dem Ofſtzierſtande 

Aulaſſen worden, ſo daß es auch in Betreff ihrer ganz den beſtehenden Vorſchrif⸗ 

entſpricht, wenn fie nunmehr ihrer geſetzlichen Verpflichtung zum Dienſt in der 

udwehr als Gemeine genügen müſſen. 
tin den 19. Febr. (Stett. Z.) In der letzten Sitzung der Stadt⸗ 
neten vom 11. Februar erklärten ſich dieſe mit den von dem Magiſtrat vor⸗ 
legt „dem Provinziallandtage zu übergebenden Petitionen einverſtanden, und 
die auen, dem Deputirten der Stadt die Anfrage mitzutheilen: ob er geneigt fei, 
den ünſchten Anträge bei dem vereinigten Landtage zu machen? im verneinen⸗ 
al indeß ein anderes Mitglied des Landtags darum zu erſuchen. 

Gef agdeburg. — (Aachn. Z.) Während eine nicht unbeträchtliche Zahl 

ger Duͤrger, denen ſich auch, wie wir hören, der hi fi del d in einer 

Une 2 Wenner y der hieſige Han e sſtan in ein. 
wa, dreſſe an den Magiſtrat anzuschließen gedenkt, dieſen in einer Bittſchriſt 
Ruhe) ſie in ihren religiöſen Bedürfniſſen und gegen Eingriffe in ihre häusliche 
den Bua vertreten; verſucht Uhlich, dem ſich in ſeiner Gemeinde geltend machen⸗ 

feine Aae nach veligiöfer Belehrung ſich dienſtbar zu erweiſen. Da er, durch 

einmal perdbeſellſchaften, ohne Wiſſen und Willen gegen vier Verordnungen auf 
tien für hi den, fo ſuchte er in einer Eingabe an die Provinzial⸗Behörde Garan⸗ 
e Fortdauer jener Geſellſchaften zu bieten. Er wollte ſich auf die Zahl 
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von hundert Mitgliedern beſchränken, dieſe auch nur aus feiner Gemeinde zulaſſen, 
weder ſingen, noch beten und dergleichen, was ſie zu Conventikeln ſtemple, auch 
nichts über kirchliche Streitfragen verhandeln. Die Provinzial⸗Behörde hat Uhlich 
mit ſeinem Geſuche an die Polizeibehörde gewieſen; man zweifelt aber, daß ihm 
Erlaubniß gegeben werde, ſeine Abendgeſellſchaſten wieder einzurichten. 

Aachen den 17. Febr. Unſer Carneval iſt vorüber; das traurige Wetter, 
welches ſeinen ſchlimmſten Zorn gerade an dieſen der Freude gewidmeten Tagen 
ausgelaſſen hatte, die Klagen über den Druck der Zeit, haben das Recht des Car⸗ 
nevals nicht ſchmälern können. Man hat an manchen Orten verlangt, es ſollte 
in dieſem Jahre aller geſellſchaftliche Frohſinn verbannt werden und die Koſten deſ⸗ 
ſelben ſollten lieber den Armen zu Gute kommen. Das mag ſehr gutherzig vor⸗ 
geſchlagen ſein, aber der Erfolg wäre ſicher ein ſchlechter geweſen, denn gerade 
Diejenigen hätten am Meiſten verloren, die nicht ſich unterſtützen laſſen, die Un⸗ 
terſtützung aber oft am meiſten brauchen, die kleinen Handwerker und ſonſtigen 
Geſchäftsleute, die von den Bedürfniſſen der Welt leben, welche die Geſelſchaften 
beſucht. 


Anusland. 


Dee Ri chf lia in de 

Hamburg. Es verlautet, daß die Oeſterreichiſche Regierung mit 
nächſtem wieder einen Miniſterreſidenten für die Hanſeſtädte ernennen werde. Die 
Abberufung des Hrn. v. Kaiſersfeld geſchah wohl nur in Folge einer vorüberge⸗ 
henden Mißſtimmung gegen die Hanſeatiſche, zumal die Bremer Zeitungspreſſe, 
obgleich dieſelbe über die Galiziſchen Vorgänge durchaus keine ſelbſtſtändigen Aufs 
ſaͤtze noch Privatmittheilungen gebracht, ſondern dieſelben nur aus anderen Blät⸗ 
tern entlehnt hatte. 

München. — Es hat ſich hier das Gerücht von wichtigen Veränderungen 
in den höchſten Beamtenkreiſen verbreitet. Bis jetzt beſtätigt ſich nnr der Rücktritt 
des Miniſters des Innern, v. Abel. — Zu den bereits vorhandenen drei Bänden 
Gedichte Sr. Majeſtat des Königs Ludwig von Baiern wird zur Michaelis⸗Meſſe 
ein vierter Band hinzukommen. 

Aus dem Badiſchen. — Goöln. 3.) Unſere Regierung hat nunmehr 
eingeſehen, daß der Zuſtand, welchen die Preſſe darbietet, ein unhaltbarer ſei. 
Die Schritte, welche ſie in neueſter Zeit gethan, um der Preſſe eine würdigere 
Stellung zu verſchaffen und ſie von ihren Feſſeln zu befreien, gereichen ihr zum 
Ruhm. Man wird ſich erinnern, daß im vorigen Sommer auf Anregung Badens 
eine Zuſammenkunft Süddentſcher Miniſter in Wildbad ſtattgefunden hat und dort 
hauptſächlich die Verhältniſſe der Deutſchen Preſſe erörtert worden ſind. Seitdem 
hat die Regierung durch das Miniſterium des Aeußeren dahin gewirkt, ein Preß⸗ 
geſetz für das Geſammtvaterland hervorzurufen, und die erforderlichen Schritte bei 
den übrigen Bundesſtaaten durch ihre Geſandten gethan. Hoffen wir auf eine 
endliche Löſung dieſer für Deutſchland wichtigften Frage; hoffen wir, daß die an⸗ 
dern Regierungen gleich der unſtigen die Ueberzeugung erhalten, daß die Freiheit 
der Preſſe zu Gunſten der Regierung gereichen wird! 

Def e rere i ch. 

Ein Wiener Korreſpondent der Breslauer Zeitung meldet das Gerücht, daß 
der Anweſenheit der Großfürſtin Helene, die ihren Reiſeplan nach Italien aufge⸗ 
geben, ein politiſcher Grund beiwohne, indem nämlich die Ruſſiſche Politik dem 
Erzherzog Stephan hartnäckig“ eine Großfüͤrſtin zu geben geſonnen fein ſoll. 
Die Erkrankung des Palatinus im Beginn des Winters habe bei der Art des Ue⸗ 
bels eine baldige Auflöſung verrathen, und die neuerlich bewirkte Einigung der bei⸗ 
den Kabinette von Wien und St. Petersburg in Bezug auf die allgemeine und 
ſpeciel Polniſche Politik anſcheinend ein beſſeres Verſtändniß in Familienangelegen⸗ 
heiten hoffen laſſen, ſo daß der Wunſch ſich regte, die in Betreff der Großfürſtin 
Olga geſcheiterten Unterhandlungen in Beziehung auf die Großfürſtin Katharina 
wieder aufzunehmen. Dem Vernehmen nach ſei die Riligionsfrage ſchon geſchlich⸗ 
tet, und gelte als einziges Hinderniß nur der Geſundheitszuſtand der Prinzeſſin. 

Frankreich. ö 

Paris den 18. Febr. Das Journal des Dbats enthält unter feinen 
erſten hervortretenden Artikeln folgende Nachricht: „Man ſchreibt uns aus London 
vom 14. Februar: Geſtern hatte der Franzöſiſche Botſchafter, Graf von St. Au⸗ 
laire, die Ehre, bei Ihrer Majeſtät der Königin zu ſpeiſen. Prinz Albrecht und 
der Herzog und die Herzogin von Cambridge, ſo wie Lord Clarendon, wohnten 
dem Diner bei. Als der Graf von St. Aulaire den Palaſt der Königin verließ, 
begab er ſich von da zu der Soirée bei Lord Palmerſton.“ 

Der Pairs⸗Kammer iſt vom Unterrichts⸗Miniſter ein Geſetz Entwurf in Be⸗ 
treff des Unterrichts und der Ausübung der Medizin vorgelegt und zugleich mitge⸗ 
theilt worden, daß ihr in wenigen Tagen auch ein GeſetzEntwurf über den mitt⸗ 
leren Unterricht vorgelegt werden ſolle. 

Es ſind Nachrichten aus Algier bis zum 6. Febr. und aus Oran bis zum 
29. Jan. eingelaufen. Die letzte Operation des General Cavaignae hatte eine 
Razzia vereitelt, die Abd el Kader gegen die Frankreich unterworfenen Stämme 
des Südens ausführen wollte. Zwei Tage früher, ehe Cavaignat die Hamianes⸗ 
Garabas überfiel, war der Emir mit 250 Reitern bei ihnen geweſen. Abd el 
Kader hat nun, da er auf Algieriſchem Gebiete ſeine Pläne vereitelt ſah, ſich 
auf den Marokkaniſchen Stamm der Maias geworfen und demſelben beträchtliche 
Beute abgenommen. Dieſes Verfahren regt nun auch die Marokkaniſchen Stämme 
gegen ihn auf, ſo daß ſeine Stellung in Marokko unhaltbar zu werden ſchien. 
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General Cavaignae, kaum nach Tlemſen zurückgekehrt, iſt wieder in der Richtung 
der Tafna ausgerückt. 

Suleimann Paſcha, der Türkiſche Botſchafter, hat am 12. Februar ein gro⸗ 
ßes muſikaliſches Feſt gegeben. Man ſah unter den Notabilitäten die meiſten Mi⸗ 
nifter, Herrn Guizot ausgenommen, Lord und Lady Normanby, faſt alle frem⸗ 
den Geſandten, Herrn und Madame Thiers, den Fürſten und die Fürſtin Czar⸗ 
toryski. Die Geſangpartieen wurden von Madame Griſi und den Herren Mario 
und Ronconi ausgeführt. 

Olozaga hat die Erlaubniß erhalten, ſeinen Wohnſitz in Paris zu nehmen. 

Der General de Lamorieiere iſt aus Oran in Paris angelangt, um ſei⸗ 
neu Sitz in der Kammer einzunehmen. A 

Die Union monarchique behauptet, der Engliſche Geſchäftsträger in der 
Schweiz ſei von Lord Palmerſton dahin inſtruirt worden, dem Vororte ſeine Billi— 
gung der Antwort deſſelben auf die Kollektivnote der drei Mächte zu erkennen zu 
geben. Frankreich ſoll ſich bisher darüber weder für noch wider ausgeſprochen haben. 

Zu Valence und den ulnliegenden Ortſchaften haben neuerdings ſehr ernſte 
Unruhen ſtattgefunden. Zu Caſteljalour im Departement des Lot und der Ga⸗ 
ronne führte am Iten der hohe Getreidepreis auch einige Ruheſtörungen herbei. 
Eine Wittwe, die den ganzen Getreidehandel des Platzes monopoliſirt hat, ward 
vom Pöbel angegriffen, weil ſie den Preis neuerdings ſteigern wollte, und ſie wäre 
ohne das kräftige Einſchreiten der Behörden wahrſcheinlich umgekommen. Ihr 
Haus war ganz umringt, und die Menge drohte, daſſelbe niederzureißen und ſie 
ſelbſt umzubringen, als Truppen anlangten und den Haufen zerſtreuten. In Folge 
der getroffenen Vorſichtsmaßregelu war die Stadt ſeitdem ruhig. 

Spanien. 

Madrid den 10. Febr. Die hieſigen Blätter veröffentlichen den Ehe-Kon⸗ 
trakt, in welchem auf der einen Seite der Infant Don Enrique am Gten früh 
Morgens ein Uhr im Palaſt und in Gegenwart feines dazu die Einwilligung er⸗ 
theilenden Vaters der Dona Elena de Caſtellä y Schelly Fernandez de Cordova, 
aus Valencia, ehelichen Tochter des verſtorbenen Grafen Caſtellä und ihrerſeits 
dieſe dem Infanten Don Enrique die feierliche Zuſage ertheilt, am 12ten d. ſich 
mit einander zu vermählen. Als Zeugen waren zugegen der Marquis von Zam⸗ 
brano (Kriegs⸗Miniſter unter Ferdinand VII.), Schwiegervater des jetzigen Gra⸗ 
fen von Caſtellä, der General⸗Lieutenant de la Hera, der General⸗Major Mungz 
de Vaca (Kammerherr des Infanten Don Francisco de Paula) und der Marquis 
von Miraſol. Der Kontrakt iſt von dem Infanten Don Fraucisco de Paula, 
dem Infanten Don Enrique und Doſia Elena de Gaftellä unterzeichnet. Das 
Blatt des Miniſteriums erklärt den Kontrakt für null und nichtig, weil die Unter⸗ 
ſchrift der Königin mangle. 

Der Graf von Gaftellä wurde gleich nach der Abreiſe des Jnfanten Don En⸗ 
rique feines Verhaſtes entlaſſen. Ihm iſt um fo weniger etwas zur Laſt zu legen, 
als der Infant Don Francisco de Paula die erſten Schritte gethan und ſich an 
ihn gewandt hatte, um ſeine Einwilligung zu der Vermählung zu erhalten. 

Uebrigens billigen die Blätter aller Parteien, daß die Regierung ſich beeilt 
habe, der Vermählung des Infanten Don Enrique's vorzubeugen. Eine andere 
Frage ift die, ob der Infant ſtraffällig war. Denn ſeine gewaltſame Entfernung 
von hier iſt doch als Strafe zu betrachten, wenngleich die Miniſter vorgeben, ihm 
einen die Vermehrung ſeiner nautiſchen Kenntniſſe bezweckenden Auftrag ertheilt zu 
haben. Der Infant hatte das Beiſpiel ähnlicher Ehebündniſſe in ſeiner Familie 
vor ſich, und der König, ſo wie die Königin, hatten ihm ohne Anſtand die Ein⸗ 
willigung zu dem ſeinigen ertheilt. Da die Entfernung Don Enrique's das Ziel 
der eifrigſten Beſtrebungen der Königin Chriſtine und der abgetretenen Miniſter 
geweſen war, ſo fehlt es nicht an Perſonen, welche muthmaßen, daß man ihm 
abſichtlich eine Falle gelegt habe, um jenen Zweck zu erreichen. Die ſchleunige 
Abreiſe der Königin Chriſtine nach Tarancon wird damit in Verbindung geſetzt. 

Alle Störungen verhindern nicht, daß heute die Vermählung der Tochter des 
Infanten Don Francisco de Paula mit dem unbärtigen Sohne des Graſen von 
Altamira mit großem Gepränge vollzogen wird. Es ſcheint zur Etikette zu gehö⸗ 
ren, die Heirathen der Königlichen Familie in aller Eile zu betreiben. 

Paris. — Die neueſten Nachrichten von der Cataloniſchen Grenze reichen 
bis zum 9. Februar. Sie bringen aber durchaus keine näheren Aufſchlüſſe über 
die Operationen und Bewegungen des General-Capitains Breton in Hochcatalo— 
nien. Seit dem Berichte deſſelben vom 1. Februar war auch kein weiterer von 
ihm nach Barcelona gelangt, fo daß die dortigen Behörden gleichfalls in gaͤnzli⸗ 
cher Unwiſſenheit über den Stand der Dinge waren. Nur auf Privatwegen hat 
man einige Mittheilungen. Es ſcheint, die Bande des Cabecilla Ros de Eroles 
iſt bei Annäherung des General⸗Capitains wie durch einen Zauber verſchwunden 
und hat ſich entweder in faſt unzugängliche Berge zurückgezogen oder hält ſich in 
den Wald- und Felſenſchluchten verſteckt. Da der General-Capitain Breton um 
jeden Preis ſich Gewißheit über dieſelbe verſchaffen wollte, fo hatte er von Sol— 
ſona aus zwei Kolonnen ſogenannter Miqueletes entſendet, mit dem Auftrage, die 
Berge von Buſas und Valdora auszukundſchaften, während Elite-Compagnieen 
der Linientruppen in den Schluchten aufgeſtellt wurden und in den Engpäſſen, durch 
welche die Karliſten, wie man annahm, entkommen könnten, fo daß man ihnen 
alſo alle Ausgänge verſperrt zu haben glaubt. Der Militair-Kommandant von 
Berga hatte Befehl erhalten, dieſe Bewegung durch Ähnliche Maßregeln in feinem 
Diſtrikte zu unterftügen. Man gab ſich der Hoffnung hin, daß man in Folge 
dieſer im großen Maßſtabe kombinirten Operationen, welche durch zahlreiche Trup⸗ 
pen ausgeführt werden, die Karliſten werde zu Paaren treiben, die Ordnung 


herſtellen und der Bevölkerung jenes Disſtriktes wieder Vertrauen einſlößen können. 

Ob dieſe Hoffnungen nicht abermals als Illuſionen ſich ſerweiſen werden bürften 

wir bald erfahren, g 
Portugal. 5 

London, den 16. Febr. Die hier eingegangenen Nachrichten aus Liſſa⸗ 
bon bis zum 10ten melden keine weſentliche Aenderung der Lage der Dinge. 
Zwiſchen den Truppen der Königin und den Inſurgenten hatten mehrere kleine Ge⸗ 
fechte ſtattgefunden, die meiſtens zum Vortheil der erſteren ausgefallen waren. Es 
beſtätigt ſich, daß M' Donnell, der Ober- General der Migueliſten, am 31. 
Januar, am Tage, nach welchem er die Niederlage von Vinhaes erlitten, ums 
Leben gekommen iſt. Er hatte ſich in der Richtung von Chaves auf die Flucht 
begeben, indeſſen zwang ihn der Schnee, der die Defileen im Gebirge unwegſam 
gemacht hatte, umzukehren und die Landſtraße aufzuſuchen, wo der alte Mann, 
von einigen Kavalleriſten entdeckt und nachdem er eine Zeit lang tapferen Wider⸗ 
ſtand geleiſtet, nebſt ſeinem Adjutanten (nach den Times, mit ſeinem ganzen 
Stabe) niedergehauen ward. Wlan begrub ihn in der kleinen Stadt Sabrofo- 
Durch den Tod M Donnell's iſt das Ober-Kommando der migueliſtiſchen Truppen 
auf Bernardino Coelho übergegangen, welcher der Junta in Porto feine 
Adhäſion angezeigt hat. Man hält den Tod M'Donnell's für ein ſehr wichtiges 
Ereigniß, indeſſen werden die übrigen Vortheile, welche die Truppen der Königin 
an mehreren Stellen erfochten haben, durch eine Schlappe aufgewogen, die ſie bei 
Alcazar do Sal in Alemtejo erlitten, wo Major Ilharco mit 130 Mann von 
Guerillas aufgehoben worden iſt. 

Der neue Engliſche Geſandte, Sir H. Seymour ward ſtündlich in Liſſabon 
erwartet. Es war wieder von einer Vermittelung Englands zwiſchen den ſtreiten⸗ 
den Parteien die Rede, doch zweifelte man, daß die Königin ſie annehmen werde. 

Berichten aus Porto vom Iten zufolge, war Marſchall Saldanha nicht über 
die Linie der Vouga gerückt. Sein Hauptquartier befand ſich fortwährend zu Ague⸗ 
da, 11 Leguas von Porto; Caſal hatte ſich in Viana verſchanzt, wo er von 
dem Chef der Junta, das Antas, der in dem etwa 8 Leguas von Porto und 3 
Leguas von Viana entfernten Barcellos poſtirt war, bedroht wurde. In Porto 
war Alles ruhig, und man hatte dort Ueberfluß an Lebensmitteln, doch ſollte die 
Ausfuhr von Mais verboten werden. Dem Korreſpondenten der Times zufolge, 
beſteht (im Widerſpruch mit der Daily News) keine Vereinigung zwiſchen der 
inſurrectionellen Junta in Porto und den Migueliſten, noch wird eine ſolche ſtatt⸗ 
finden, doch nehmen mehrere einzelne Perſonen, die ſich Migueliſten nennen, 
Dienſte bei der Junta. Der Douro wird von einer Portugieſiſchen Fregatte und 
zwei Kriegsbriggs blofirt, aber jo unvollkommen, daß täglich mehrere Schiffe 
durchſchlüpfen. a a 42101 

Großbritannien. 

London den 16. Febr. Die Parlaments⸗Verhandlungen des geſtrigen Ta⸗ 
ges betrafen in beiden Häuſern ausſchließlich Irländiſche Angelegenheiten. Im 
Oberhauſe wurde die vom Unterhauſe bereits angenommene Irländiſche Armen⸗ 
bill von Lord Lansdowne vorgelegt und berathen. Im Unterhauſe ward 
die Debatte über Lord Bentinck's Eiſenbahnplan für Irland fortgeſetzt und auch 
diesmal noch nicht zu Ende geführt, ſondern von nenem vertagt. Herr Osborn 
zeigte an, daß er für den Fall der Verwerfung der Bill einen Antrag auf Be⸗ 
willigung von Vorſchüſſen für jene Bahnen in Irland ſtehen würde, welche das 
Eiſenbahnbüreau als nützlich und als keine Laſten für den Staat erzeugend bes 
zeichnet würde. Der Schatzkanzler erklärte auf eine Frage Lord George Benz 
tincks, daß wöchentlich 11,000 Pfd. für die öffentlichen Arbeiten in Irland von 
der Regierung verausgabt würden. WN 

Die Lords der Schatzkammer haben verfügt, daß alle aus der Türkel kom⸗ 
mende Schiffe, worunter auch alle Schiffe aus dem Schwarzen Meere begriffen 
find, in England gleich den aus denen weſtlicher gelegenen Häfen des Mittelmee⸗ 
res von der Quarantaine befreit fein ſollen, vorausgeſetzt, daß ihre Ladun⸗ 
gen nicht aus ſpeziell verdächtigen Artikeln beſtehen. 

Die Voranſchläge für die Flotte betragen für das Finanzjahr 1847 — 1848 
die Summe von 7,561,876 Pfd. St., d. h. 77,325 Pfd. mehr als im vorher⸗ 
gehenden Jahre. . 

Jiteg bein. 

Rom den 8. Febr. Die Reformen in allen Verhältniſſen, die auf die Be- 
nutzung brach liegender Kräfte des Landes und mithin auf die Steigerung des 
Wohls des Staates Einfluß haben, ſchreiten ununterbrochen fort. Se. Heiligkeit 
hat in der letzten Zeit die großen Grundbeſitzer der Campagna zu ſich beſchieden 
und ihnen eröffnet, daß der durch Mangel an Feldfrüchten sc. herbeigeführte Noth⸗ 
ſtand in den nördlichen Ländern ihn zu der ſchleunigen Ausführung des Entſchluſ⸗ 
ſes veranlaßt habe, alles Grundeigenthum des Staates und der Kirche auf die 
zweckdienlichſte Weiſe bebauen zu laſſen und dadurch für die Zukunft der Noth und 
dem Mangel ſeiner Unterthanen vorzubeugen. Er erwarte daher von ihnen, daß 
ſie ſämmtlich ſeinem Beiſpiele folgen und mit ihren weiten, fruchtbaren, aber 
leider meiſt öde und wüſt liegenden Beſitzungen daſſelbe vornehmen würden, wi⸗ 
drigenfalls er ſich genöthigt ſehen würde, als Souverain zum Beſten des 
Staats und der Bürger ſelbſt dieſe Sorge zu übernehmen. Außerdem, daß die 
Arbeiten zur Austrocknung der Pontiniſchen Sümpfe jetzt weit eifriger als früher 
fortgefegt werden, hat Pius IX. verfügt, die daſelbſt naß liegenden Strecken for 
fort mit Reis zu bebauen, um dadurch ebenfalls den Frucht⸗Ertrag bedeutend zu 
vermehren. Eine Anzahl Ingenieure iſt bereits mit den nöthigen Vorarbeit en 
beſchäftigt. (Beilage.) 


Br 


»r 


N 47, für 


Beilage zur Zeitung 


Rom. — Dem ganzen hieſigen Gendarmerieweſen ſteht in der Kürze 
eine vom Papſie ſelbſt vorgezeichnete durchgreifende Reform und weſentliche Ver⸗ 
beſſerung bevor. — Nächſten Sonnabend wird das erſte Miniftereonfeil ſtatt⸗ 
ſuden. — Bei der Beſetzung der verſchiedenartigſten Poſten, die meiſt durch 
Pius IX. ſelbſt bewirkt wird, weiß dieſer mit einer bewundernswürdigen Mens 
ſchenkenntniß ſtets die dafür tüchtigſten Leute zu wählen, wobei auf deren frühere 
politiſche Farbe keine Rückſicht genommen wird. Bereits früher angeftellte ausge— 
gezeichnete Offiziere, die unter der vorigen Regierung längſt ſchon in den Ruhe⸗ 

and verſetzt waren, ſind durch ihn wieder hervorgezogen und für paſſende Stellen 
zweckmäßig verwendet worden. Seine weiſe Vorſorge zeigt ſich im Großen wie 
im Kleinen. Von der Plage der Bettler ſind wir glücklich befreit. 


Rußland und Polen. 


St. Petersburg, den 12. Febr. Unſere Zeitung enthält einen Ukas des 
Juhalts: 
kauer Eiſenbahn ſeien drei ausländiſche Anleihen von 28 Millionen Rubel Silber 
gemacht worden. Jetzt ſei es für zweckmäßiger befunden, zur Deckung eines 
Theils der für den genannten Gegenſtand auf das Jahr 1847 fallenden Ausga- 
ben, bis zur Eröffnung einer neuen ausländiſchen Anleihe 2 Serien von Reichs⸗ 
Schatzbilleten, jede zu 3 Mill. Rubel Silber zu emittiren. Im Fall des Bedarfs 
ſoll noch die Emiſſion von 2 Serien erlaubt werden. 

Allen Odnodwarzen (Freiſaſſen), unter welchen man die ehemaligen Schlach— 
itſchi des Königreichs Polen begreift, in den weſtlichen Gouvernements des Reichs 
ſeßhaft, welche bis jetzt die Legitimität ihres adligen Urſprungs nicht haben erwei— 
len können, ungeachtet ihnen vor dem dahin bezüglichen Comité mehrmalige Terz 

ne anberaumt waren „die aber bis jetzt angeſiedelte liegende Gründe mit Bauern 
beſaßen, (ein Vorrecht das in Rußland nur allein dem Adel zuſteht), ſollen ſolche 
unverzüglich genommen und dem Reichsdomänen-Vermögen zugewandt werden. 

Unſere Kriminal⸗Behörden haben jetzt in dem höchſtbeſtätigten Gutachten des 
Staatsraths eine beſtimmte Norm bei der Verweiſung verbrecheriſcher Juden nach 
Sibirien für die Begleitung ihrer Frauen und Kinder dahin in nachſtehenden 
Punkten erhalten: 1) Werden in Folge gerichtlicher Urtel Juden für begangene 
Verbrechen nach Sibirien exilirt, ſo können ihre Weiber ihnen dahin folgen, wenn 

tere dies wünſchen. 2) Werden Jüdinnen mit den Männern wegen gemein- 
ſchafucher Verbrechen oder wegen ſchlechter Führung dahin auf Anſiedelung con- 
emnirt, ſo können ſie ihre minderjährigen Kinder mit ſich nehmen; die Knaben 
— 15ten, die Mädchen bis zum zehuten Jahre; jedoch können ihre unverehe— 
8 Töchter ihnen auch mit ihrem Conſens dahin folgen. 3) Zur 
6 nung dieſer Kinder mit den Eltern nach Sibirien bedarf es des Gemeinde⸗ 
onſenſes nicht. 4) Werden verbrecheriſche Jüdinnen allein nach Sibirien con— 
bunt, ſo ſollen ihnen die Männer dahin nicht folgen dürfen. Ihnen wird nur 
bald Wachen der Säuglinge mit Einwilligung der Gatten geſtattet. 5) So⸗ 
borenen auf dieſe Weiſe mit den Eltern nach Sibirien gekommenen oder dort ge⸗ 
tonifte jüdischen Knaben das 1 te Jahr zurückgelegt haben, werden ſie als Kan⸗ 
u für den Kriegsdienſt enrollirt; taugen fie für dieſen nicht, To unterliegen 
e den Vorſchriften, die überhaupt für die im Straferil begriffenen Juden gelten. 
Die Gemeinden, in welchen früher dieſe jungen Leute eingeſchrieben waren, 
baten für fie Rekrutenquittungen. — In Rußland verweilende Griechen, die 
* adelichen Urſprung nicht zu erweiſen vermögen, aber ſchon in den Uns 
hanenverband getreten ſind, ſollen gleich andern Ausländern binnen einer be— 
langen Friſt ſich für irgend einen Beruf beftimmen. 
ar 15 den transkaukaſiſchen Landſtrich und das ihm angränzende Tſchernomo⸗ 
ſchaften zum bequemern, ſchnellern und ſichrern Transporte der Reiſenden und Brieſ— 
“ I. eigener Poſtbezirk, der zwölfte in den bis jetzt im Reiche beftehen« 
* 1 Ernennung eines Dirigenten, ſeines Gehülfen und der nöthigen Zahl 

Kauzleibeamten formirt worden. y 
wärt arſchau den 16. Febr. Seit einiger Zeit werden in verſchiedenen aus— 

igen Zeitungen wiederholentlich Gerüchte von einer Zuſammenziehung zahlrei— 
ai Ruſſiſcher Truppen an den Grenzen des Gebiets von Krakau verbreitet, die 
ln nicht aufhörten, nachdem die Gazeta Krakowska denſelben aufs foͤrm— 
3 widerſprochen hatte. Man hat es daher nun auch dieſſeits für angemeſſen 
, in Öffentlichen Blättern jenen Gerüchten entgegenzutreten und dem Pu— 

a 1 die Verſicherung zu geben, daß keine außerordentliche Truppen-Bewegung, 
went e ein Garniſonswechſel, ſtattgefunden, und daß bei den im Gouverne⸗ 
eiuzi . Br ſtehenden Truppen nach der Dislocation von vorigem Herbſt keine 
über Compagnie verſtärkt worden. Die Gazeta Warſzawska enthält hier: 
Reiſe na, Micheilung von einem Einwohner des Gouvernements Radom, der eine 
rüchte im en, Breslau und Krakau gemacht und dort überall die beſagten Ge- 
Zeitung 1 mlauf gefunden. „Ju Krakau“, heißt es in dieſem der genannten 
büündhin füt dungenen Artikel, „zweifelten dortige Politiker, welche gewohnt ſind, 
ri 4 r gute Münze zu nehmen, was fremde Zeitungen melden, nicht im ge— 
Mühe gez der Richtigkeit dieſer Nachrichten, ja ſie wollten ſich nicht einmal die 
tige Ange, ſich über dieſelben an der nur wenige Werft entfernten Grenze rich- 
alle dem uft zu verſchaffen, und gaben in ihrer Verblendung ſogar nichts auf 
aus dem erſprechende Belehrungen, die ihnen von Perſonen zukamen, welche 
nigreich anlangten, indem ſie geradezu behaupteten, die, welche an 
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das Großherzogthum Poſen. 


„Zur Deckung der Ausgaben für den Bau der St. Petersburg-Mos⸗ 


den 25. Februar 1847. 


der Grenze keine Truppen bemerkt, hätten ſchlecht geſehen, und wenn das Corps 
des General Rüdiger ſich nicht ſchon in Michalowice verſammelt habe, ſo werde 
es ſich doch ohne Zweifel daſelbſt verſammeln, und die dazu gehörigen Truppen 
ſeien bereits auf dem Marſch. Schon beklagten ſie die Lage der Einwohner des 
Gouvernements, in welchem ich meinen Wohnort habe, und das in den verfloffe- 
nen Jahren von Mißwachs betroffen worden war, eines Gouvernements, welches 
ich mir von Truppenmaſſen verſchiedener Waffengattungen ganz überſchwemmt 
vorſtellte; ich bemühte mich daher, die Geſchäfte, welche mich in Krakau feſſelten, 
fo ſchnell als möglich zu erledigen, und eilte nach Haufe zurück, indem ich bei 
meiner Abreiſe von Krakau mir bereits die Schwierigkeiten vormalte, welche ich zu 
überwinden haben würde, wenn ich unterweges hier auf Truppen-Kolonnen, dort 
auf Artillerie-Parks, dort auf zahlreichen militairiſchen Troß ſtieße. Aber wie 
groß war mein Erſtaunen, als ich in Michalowice ankam und daſelbſt nur die ge⸗ 
wöhuliche Thorwache vorfand. Ich frage, wo denn die zuſammengezogenen Trup⸗ 
pen ſtänden, aber Niemand verſteht mich. Ueberall herrſcht die größte Stille, 
nur durch die ruhige Waaren Veförderung unterbrochen, und da, wo ich ein ganz 
zes Armee-Corps antreffen ſollte, traf ich blos eine einzige Compagnie Infanterie 
und einige Koſaken. Unterdeſſen langt auch die Diligence von Radom an, ich 
erblicke in ihr einige Bekannte, und dieſe benehmen mir endlich meinen Irrthum, 
indem ſie mir verſichern, daß ſeit vorigem Herbſt nicht eine einzige Compagnie in 
ihre Gegenden nachgerückt iſt, und daß alle Regimenter ihre gewöhnlichen Quarz 
tiere einnehmen. Da erſt überzeugte ich mich von der ganzen Myſtifikation, in 
welche ich, trotz meiner inneren eutgegengeſetzten Ueberzeugung durch die Unwahr⸗ 
heiten einiger fremden Zeitungen gerathen war.“ 
r a T ae el Kl . 

Konſtantinopel den 19. Februar. Man beſchäftigt ſich bei der Pforte 
mit einer neuen Reiſe des Sultans, die bis Smyrna und Aidin gehen zoll. 


Vermiſchte Nachrichten. 

Aus dem Warthebruche, im Februar. — Tauſende gehen hier mit dem 
Gedanken um, fi) in einer transatlantifchen Heimath ein neues Vaterland zu ſu⸗ 
chen, und wenn auch Einzelne, wegen Verleitung zur Auswanderung, von den 
Behörden zur Verantwortung gezogen oder ſelbſt beſtraft würden, ſo iſt damit 
dem Uebel in ſeiner Wurzel nicht abgeholfen. Denn daß die Verleiter zum Aus⸗ 
wandern Anklang finden, deutet, zumal bei dem Deutſchen, auf ein tiefer liegen⸗ 


des Uebel, wenn er ſein ſchönes Sprichwort: Bleibe im Lande und nähre dich red⸗ 


lich, hintenanſetzt und ſich allen Zweifeln und Gefahren einer ungewiſſen Zukunft, 
in der fernen Fremde preisgiebt, nur um dem gegenwärtigen Nothſtande zu ent⸗ 
gehen. Mit Freuden iſt daher auch hier der Beſchluß aufgenommen worden, die 
Domänen zu parcelliren und kleinen Beſitzern zu überlaſſen, aber man bebaus 
ert, daß der Beſchluß nur für Pommern, Preußen und Poſen gefaßt worden, 
und nicht zu einem allgemeinen für das ganze Land gemacht iſt. Ohne daß 
ich mir eine Bemerkung darüber erlaube, wie der jetzige Ertrag der Domänen ſich 
ſtellt, und ob er nicht nach der Pareellirung ein bedeutend ſicherer fein müßte, kann 
ich doch anführen, daß die Baulichkeiten auf den Domänen ein bedeutendes 
Capital verzehren und daß dadurch der Pachtzins nicht nur zuweilen aufgeht, ſon⸗ 
dern der Staat noch öfters Vorſchüſſe leiſten müßte, wenn alles im baulichen 
Stande erhalten werden ſollte. Auf vielen Gütern iſt jetzt namentlich mauche hohe 
Summe erforderlich, die bei der gegenwärtigen Theuerung und Noth nicht herge— 
ſtellt werden kann, fo daß man nur dem Allernöthigſten abhilft. Bedenkt man 
nun im Gegentheil, daß viele Millionen von Händen im Staate nicht zureicheud 
beſchäftigt find, fo erklärt ſich der Trieb nach Auswanderung auf eine leichte 
Weiſe. Hier wäre Abhülfe vom Staate nöthig, denn Mangel an Arbeit erzeugt 
nothwendig Verarmung, und dieſe kann der Staat nicht ohne Gefährdung für 
ſeine heiligſten Intereſſen eintreten laſſen, weil wohl nichts Schlimmeres für den 
ſelben zu denken iſt, als daß ein Theil ſeiner Einwohner Ueberdruß an der Hei⸗ 
math empfindet. Ein Mittel der Abhülfe liegt in der Parcellirung der Domainen, 
aber man ſollte, von jetzt an, gegen die Zeit des Ablaufs des Pacht⸗Termins in 
näherer und entfernterer Umgegend jeder Domaine zu einer Erklärung auffordern, 
ob fie unter Bedingungen, welche, ohne Verletzung der Intereſſen des Fisens, 
die Unterthanen begünſtigen, Theile des Dominialgebiets begehren. Unfehlbar 
würden Tauſende ſich dazu drängen, woraus ein Zuwachs an Bevölkerung, Ver⸗ 
größerung des Staatseinkommens, weil die der Beſteuerung Fähigen ſich mehren, 
hervorgehen würden; daneben würden Zufriedenheit der Unterthanen, Erhöhung 
der geiſtigen und moraliſchen Kraft derſelben und geſteigerte Liebe zum Vaterlande, 
die Folgen dieſer zeitgemäßen Maßregeln ſein. Je allgemeiner ſie eintreten, 
deſto durchgreifender wird die Wirkung ſein, denn mit der dem Einzel⸗ 
nen im Nothfalle geleiſteten Unterſtützung iſt jetzt nichts mehr zu ſchaffen. 
Möchte man doch im Vaterlande allgemein den Blick auf dieſen nächſten Punkt 
der Nahrung und Kleidung der Bedürftigen wenden, und beſonders der end⸗ 
loſen religiöſen Streitigkeiten vergeſſen, die oft um fo unſichtbaren Unterſchied 
und Unterſcheidungen geführt werden. Lehrt denn die Geſchichte nicht auf jeder 
Seite, daß die Völker und Länder unter religiöſen Wirren ſtets ihrem Untergange 
entgegen gehen? Sorge alſo hier der Staat, daß Demjenigen, welcher gern Land 
kaufen möchte, die Gelegenheit dazu geboten werde, weil von den größern Beſitzern 
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ſelbſt für bedeutende Preiſe keins zu erhalten iſt. Indem aber die Leute von Ein⸗ 
zelnen auf ein Jahr gegen Düngung, baares Geld oder Dienſttage ein Stück Ackers 
erhalten, nutzen ſie bekanntlich mehr dem Herrn deſſelben, ſie ſelbſt aber bleiben 
in Dürftigkeit. 

Von der Saar meldet man, daß die Weine in jener Gegend in Folge der 
vielen Ankäufe in letzter Zeit im Preiſe bedeutend geſtiegen ſind. 

Berlin. — Wie man mit Beſtimmtheit hört, hat die zur Prüfung des 
Nutzens und der Ausführung der elektrogalvaniſchen Telegraphen unter dem Vor⸗ 
ſitze des Oberſt von Etzel niedergeſetzte Kommiſſion ihre Arbeit ſo weit beendet, 
daß jetzt der Entſchluß mit Entſchiedenheit gefaßt worden iſt, längs allen Eiſen— 
bahnen dergleichen Telegraphen anzulegen. Die Beſtimmung, in wie weit die⸗ 
ſelben Eigenthum des Staates bleiben, oder unter welchen Bedingungen fie auch 
vom Publikum benutzt werden dürfen, ſoll in nächſter Zeit bekannt gemacht wer⸗ 
den. Außer bei der Berlin-Potsdamer⸗Bahn iſt bei der Thüringer bereits ein 
Telegraph der Art angelegt, welcher letzterer vor etwa 14 Tage von einigen der 
Kommiſſious⸗Mitglieder geprüft und für gut befunden worden. Mit den andern 
Staaten Deutſchlands, durch welche dieſe Linien führen, ſollen auf diplomatiſchem 
Wege Unterhandlungen über dieſe Angelegenheit eingeleitet werden. 

Königsberg. — In der Angelegenheit der Dr. Falkſonſchen Mifch-Che iſt 
von dem Berliner Ober-Rabbinate ein im Allgemeinen ungünſtiges Gutachten an 
das hieſige Oberlandesgericht abgegeben worden. 

Das merkwürdigſte Miniſterium in der Welt hat der König der 
Sandwich⸗Inſeln, der bekanntlich feinem Reiche auch eine repräſentative Verfaſ⸗ 
fung gegeben hat; ein Eingeborner, Kerniania, iſt Präſident und Kriegsminiſter; 
ein geborner Amerikaner, Judd, Miniſter des Innern; ein Schotte, Willie, Mi⸗ 


niſter der auswärtigen Angelegenheiten und Ricord, ein Franzoſe, Enkel des gleich» 
namigen Conventmitgliedes, Miniſter der Juſtiz. 

Anf der Rhede in Blackport in England wurde kürzlich ein Hayfifch gefangen, 
der in ſeinem Magen eine feſtverkorkte Flaſche hatte. Man zerſchlug ſie und fand 
ein Schreiben von einem Paſſagier des vermißten Schiffes „Wisdom“, worin die⸗ 
ſer mittheilte, daß das genannte Schiff nach einem Sturme einen Leck erhalten 
habe und bereits mehrere Matroſen über Bord geſchwemmt worden ſeien. Leider 
ſcheint aus der Botſchaft des Hay's der Untergang des Schiffes mit Gewißheit 
hervorzugehn. 

Der Amerikaner Wiſe wiederholt ſein Anerbieten, mittelſt eines großen Luft⸗ 
Vallons nicht allein das Mexikaniſche Fort St. Juan d'Ulloa zu nehmen, ſondern 
auch mit einem ähnlichen Ballon die Hauptſtadt Mexiko völlig zu zerſtören. Die 
Größe des Ballons nimmt er auf 100 Fuß im Durchmeſſer an. Nach Abrech⸗ 
nung des Gewichts der Maſchine würde derſelbe noch 20,824 Pfund Wurf⸗Ge⸗ 
ſchoſſe, als Bomben, Granaten, Brandraketen n. ſ. w. tragen können. 


Handels- Saal in Poſen. 
Marktpreiſe am 21ſten Februar 1847. 
8 Viertel = 9 Berl. Scheffel nach der hieſigen Uſance. 
Weizen à 3 Rtlr. 15 Sgr. bis 3 tee pro Viertel nach 
4 = 2 5 . dto. 


— 


Qualität. 


Roggen A3 = . E dto. 
Gerſie 2 2 121 ra dto. dio. 
Hafer Al = 171 118 dto. dto. 
Buchweizen 2/ 10» 2 17 dto. dto. 
Erbſen —ĩũä — : „ —ũ — dto. dto. 
Die Tonne Spiritus 120 Quart 80 3 Trall. 263 — 263 Rtlr. in loco in 
Quantitäten. 


Stadttheater in Poſen. 

Donnerſtag den 25ſten Februar zum Benefiz des 
Fräulein Munther: Zum Erſtenmal: Die Ge» 
fangenen der Czarin; Luſtſpiel in 2 Akten von 
Friedrich. — Hierauf: Der erſte Waffengang; 
Luſtſpiel in 2 Aufzügen von T. Heine. — Zum 
Schluß: Lebendes Bild: Scheherazade, oder: Die 
Mährchen⸗Erzählerin. 

Freitag den 26ſten Februar: Drei Tage aus 
dem Leben eines Spielers; Drama in drei 
Aufzügen mit Muſik von Louis Angely. 


Bei Ernſt Günther in Liſſa und Gneſen 
iſt erſchienen und in Poſen vei Gebr. Scherk, 
Markt No 77., zu bekommen: 


Das Preuß. Stempelſteuergeſetz 
vom Tten März 1822, nebſt Erläuterungen und Er⸗ 
gänzungen, dargeſtellt 
für Jedermann, 
von A. Alker, Königl. Juſtiz⸗Rath. 
gr. 8. Geh. 12 Sgr. 

Die Verlagshandlung hat den Preis dieſes Hand⸗ 
buches der Stempelgeſetze, für deſſen Gediegenheit 
und Zweckmäßigkeit der Name des Verſfaſſers bürgt, 
in der Abſicht ſo niedrig geſtellt, um demſelben recht 
allgemein den Eingang zu erleichtern und die im Ge— 
ſchäftsverkehr durchweg nöthigen Kenntniſſe der Stem= 
pelgeſetze nach Möglichkeit vermehren zu helfen. Daſ— 
ſelbe zeichnet ſich durch Ueberſichtlichkeit und Klarheit 
aus, und wird nicht allein dem, die Stempelgeſetze 
anwendenden Beamten und dem Schiedsmann, 
ſondern auch jedem Geſchäfts mann ein erwünſch⸗ 
ter Rathgeber ſeyn. 

Ferner iſt von demſelben Verfaſſer erſchienen: 


Die Preuß. Depoſitalverwaltung. 


gr. 8. Geh. 12 Sgr. 


Ediktalvor ladung 
und offener Arreſt. 

Ueber das Vermögen des entwichenen Kaufmanns 
Thomas Rymarkiewicz aus Wronke, iſt am 
25ſten Auguſt c. der Konkurs-Prozeß eröffnet worden. 

Der Termin zur Anmeldung aller Anſprüche an 
die Konkurs-Maſſe ſteht 

am 12ten April 1847 

um 9 Uhr 
vor dem Herrn Land- und Stadtgerichts-Rath 
K rzydangwski im Partheienzimmer des hieſigen 
Gerichts an. 

Wer ſich in dieſem Termine nicht meldet, wird 
mit feinen Anſprüchen an die Maſſe ausgeſchloſſen 
und ihm deshalb gegen die übrigen Gläubiger ein 
twiges Stillſchweigen auferlegt werden. 

Zugleich wird hierdurch der offene Arreſi verhängt, 
und alle diejenigen, welche zu dieſem Vermögen ge> 
hörige Gelder oder geldwerthe Gegenſtände in Hän⸗ 
den haben, werden angewieſen, an Niemand das 
Mindeſte davon verabfolgen zu laſſen, vielmehr ſol⸗ 
che binnen vier Wochen bei dem unterzeichneten Ge⸗ 
richte anzuzeigen und mit Vorbehalt ihrer Rechte zur 
gerichtlichen Verwahrung anzubieten. 


Vormittags 


Im Fall der Unterlaſſung gehen ſie ihrer daran 
habenden Pfand- und andern Rechte verluſtig, und 
jede an den Gemeinſchuldner oder ſonſt an einen 
Dritten geſchehene Zahlung wird für nicht geſchehen 
erachtet und von dem Uebertreter nochmals beigetrie⸗ 
ben werden. 

Samter, den 13 December 1846. 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Vier Stuben, Küche, nebſt Zubehör, ſind vom 
Iſten April d. J. zu vermiethen auf der Gerberſtraße 
No. 46. dem „Schwarzen Adler“ gegenüber. Das 
Nähere beim Eigenthümer daſelbſt. 


o — 

Schifferſtraße No. 9. im Kleemann ſchen Haufe 
iſt im erſten Stock rechts ein möblirtes Zimmer, für 
3 Rthlr. monatlich, vom Iſten März ab zu ver⸗ 
miethen. 


Eine neue Sendung von Gasäther, das ſich 
in ſeiner Güte vor jedem andern auszeichnet, em⸗ 
pfina und verkauft von heute ab à 104 Sgr. das 
Quart die Galanteriewaarenhandlung 

Beer Mendel, 
Markt No. 88. 


eee eee e eee 


Cardinal, die Fl. 10 Sgr., Ananas⸗ 
Bowle, die Fl 15 Sgr., Bowlenwein, ® 
8 zu 12 und 15 Sgr. das Quart empfiehlt % 
® 


die Weinhandlung Fr. Klinaenbura, 885 


Breslauerſtraße Nro. 37. 


Cirque Equestre 
im Circus auf dem Kanonenplatze. 

Heute Donnerſtag den 25. Febr.: Große Vorſtel⸗ 
lung der höhern Reitkunſt und Pferde⸗Dreſſur. — 
Zum Beſchluß: Mazeppa, große Pantomime. — 
In der Zwiſchenpauſe vor der Pantomime werde ich 
zur Unterhaltung des geehrten Publikums eine ſil⸗ 
berne Cylinder-Taſchenuhr zum Beſten 
geben. Es erhält ein Jeder, der ein Billet kauft, 
eine Nummer frei. 

Anfang 7 Uhr. J. Salomonsky. 


Polka⸗Bier⸗ Halle, 
Jeſuiten⸗ und Taubenſtraßen- Ecke. 

Die Bedienung iſt in neuen Coſtüms aufgetreten. 
Speiſen und Getränke beſter Qualität werden ver⸗ 
abreicht. Freundliche Einladung an meine werthen 
Gäſte, die eine heitere Stunde lieben. 

T. Barteldt. 


O deum. 
Donnerſtag den 25ſten d. M: 


Großes Gung'lſches Salon— 
Ko n zer t. 


(Arrangirt nach Berliner Original - Aufführungen.) 


Billets für Herren a5 Sgr., für Damen a 24 
Sgr. ſind in der Mittlerſchen Buchhandlung und 
an der Kaſſe a Perſon für 5 Sgr. zu haben. 

Anfang 6 Uhr. 
Das Nähere enthalten die Anſchlagezettel. 

Mit dem innigſten Wunſche, daß auch in dieſer 
Saiſon mein Beſtreben geneigte Theilnehmer finden 
möchte, ladet ergebenſt ein Bornhagen. 


Den mir genau bekannten Herrn, welcher am 
16ten d. Mts. während des Balles im Hötel de 
Saxe einen ſchwarzen Palitot ohne Marke aus der 
Garderobe von mir entnommen hat, erſuche ich 
hiermit dringend, mir denſelben ſo bald als möglich 
zuzuſtellen. Pajewsti, 

Geſellſchaftsdiener. 
— — ——— — — — — 


Börse von Berlin. 
Amtlicher Fonds- und Geld - Cours - Zettel 


8 Zins-| Preus.Cour. 
Den 22 Februar 1847. 3 en Geld. 
Stants-Schulds chene 3 | 94 8 
Präm.-Scheine d. Sechdl à 50T7.— — 9 
Kur.- u. Neum. Schuldverschr . 3| 92 91 
Berliner Stadt- Obligationen ... 3 | 94 931 
Westpreussische Pfandbriefe. 33 — | 93% 
Grossherz. Posensche Pfandhr. . 4 /1024 | — 
dito dito dito 31924 — 
Ostpreussische dito 3 — | 96% 
Pommersche dito b 861 
Kur- u. Neumärkische dito 3 96 — 
Schlesische dit 31 — 4 
dito v. Staat. g. Lt. 38. 3 = | — 
Friedrichsd’er „22er 22,22 9° — 1357 135 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr. — 12 114 
D — 4 5 
Actien. 

Berl. Anh. Eisenbahn Lit. A. — 11 1101 
dio dto. Prior. Oblie....| 4 — | - 
Berlin-Ham burger 4 — 11003 

do. Priorität. | 44 | 97965 
Berlin - Potsd.-Magdeb, ..... 4 944 — 
dio. Prior, Ob lig. 4 93 — 
ie er eee 5 1015 101; 
Url.-Stet. E. Lt, A und 3. — 110 — 
Bonn Kölner Eisenbahn 5 — Be 
Bresl.- Schweid.-Freibg.-Eisenb 4 — — 
dito. dito. Prior, Oblig .. | 4 * — 
Köln Mind. v. e.. 2 „ 94 93 
Düss. Elb. Eisenbahn ...... — | 105% 1047 
dio. dto. Prior, Oblie..... | # 944 — 
Magdeb- Halberstädter Eisenb. 4 N 
Magd. Leipz. Eisenbahn — — — 
dio. dt. 2 Oblig. 7 1 
Ni chl.- Märk. ... 
Niedersel Priorität 4 25 891 
do. Priorität 5 101 — 
Nied. -Mrk. Zy gb. 4 U 
do. Priorität 44 — — 
Ob.- Sehles. Eisenbahn Lt. A. 4 — — 
do do. Prior.-Obl. 4 le 
ee 1 
Rhein. Eisenbahn 2e. Kuda 86 85 
do. Stamm-Prior. (volleingez.)| 4 — — 
dto. die. Prior. Oblie.... 4 — — 
dto. vom Staat garant. 34 — — 
Euüringer d e vis 4 —. 961 
Wilh. B. (C.-O.).. 4 844 — 


